
 

  

S 5 RA 1917/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Beitragserstattunganspruch eines bis

1999 versicherungspflichtig beschäftigten
Japaners, der nach Nr. 6c SP-DJSVA zur
freiwilligen Versicherung berechtigt ist.

Leitsätze -
Normenkette § 210 SGB VI

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 RA 1917/04
Datum 13.05.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 582/05
Datum 06.07.2006

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin
vom 13. Mai 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu
erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Erstattung von BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen Rentenversicherung.

Der 1948 geborene KlÃ¤ger ist japanischer StaatsangehÃ¶riger mit Wohnsitz in
Japan. Bereits vom 1. August 1977 bis zum 26. Januar 1984 war er in der
Bundesrepublik als Angestellter bei der M & Co. Deutschland GmbH
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen und anschlieÃ�end nach Japan
zurÃ¼ckgekehrt. Auf seinen Antrag auf Beitragserstattung vom 26. November 1986
erfolgte mit Bescheid der Beklagten vom 17. MÃ¤rz 1987 die Erstattung der HÃ¤lfte
der zur gesetzlichen Rentenversicherung entrichteten PflichtbeitrÃ¤ge und
freiwilligen GrundbeitrÃ¤ge nach Â§ 82 Angestelltenversicherungsgesetz (AVG).
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Vom 1. Juli 1994 bis zum 15. Dezember 1999 war der KlÃ¤ger erneut bei der M &
Co. Deutschland GmbH als Angestellter versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt und
anschlieÃ�end nach Japan zurÃ¼ckgekehrt. Am 27. Januar 2000 stellte der KlÃ¤ger
einen Antrag auf Beitragserstattung nach Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1 Sechstes
Sozialgesetzbuch (SGB VI). Dem Antrag beigefÃ¼gt war unter anderem ein
"Abtretungsvertrag" vom 15. Dezember 1999, worin der KlÃ¤ger seinen Anspruch
auf Erstattung der Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenversicherung
gegenÃ¼ber der Beklagten an seinen Arbeitgeber, die M & Co. Deutschland GmbH,
abtrat. In einer weiteren ErklÃ¤rung versicherte der KlÃ¤ger, dass er nach Ablauf
der Wartezeit von 24 Kalendermonaten nicht wieder in Deutschland
versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen sei und dass er oder seine
AngehÃ¶rigen keine Sach- und Geldleistungen von einem
RentenversicherungstrÃ¤ger erhalten hÃ¤tten. Nach Feststellung, dass fÃ¼r den
Zeitraum der BeschÃ¤ftigung 66 Kalendermonate PflichtbeitrÃ¤ge entrichtet
worden waren, lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 23. Februar 2000 den Antrag
ab. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, die Erstattungsvoraussetzungen seinen
nicht erfÃ¼llt, weil aufgrund des Inkrafttretens des Deutsch-Japanischen
Sozialversicherungsabkommens (DJSVA) ab Februar 2000 das Recht zur freiwilligen
Versicherung in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung bestehe und seit
dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht noch keine 24 Kalendermonate
abgelaufen seien. AuÃ�erdem sei auch die allgemeine Wartezeit von 5 Jahren mit
Beitrags- und Ersatzzeiten erfÃ¼llt.

Am 8. Januar 2003 stellte der KlÃ¤ger schlieÃ�lich nochmals einen Antrag auf
Erstattung der fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 1994 bis 15. Dezember 1999 entrichteten
BeitrÃ¤ge zur gesetzlichen Rentenversicherung. Dem Antrag war unter anderem
eine Vereinbarung zwischen dem KlÃ¤ger und seinem Arbeitgeber vom 1. Juli 1994
beigefÃ¼gt. Darin wurde vereinbart, dass der Arbeitgeber von seinem Abzugsrecht
nach Â§ 28 g Viertes Sozialgesetzbuch (SGB IV) keinen Gebrauch macht, sondern
zusÃ¤tzlich zu den jeweils zu gewÃ¤hrenden Bar- und SachbezÃ¼gen nebst den
Lohn- und EinkommenssteuerbetrÃ¤gen als weiteren Gehaltsbestandteil auch die
Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozialversicherung Ã¼bernimmt. BezÃ¼glich
der Arbeitnehmeranteile zur gesetzlichen Rentenversicherung erfolgte dies mit der
MaÃ�gabe, dass der Arbeitnehmer diese Gehaltsteile zum Ende des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses an den Arbeitgeber in der HÃ¶he des Anspruchs auf
Beitragserstattung gemÃ¤Ã� Â§ 210 SGB VI zurÃ¼ckzuzahlen habe. Die
RÃ¼ckzahlungsverpflichtung kÃ¶nne dadurch erfÃ¼llt werden, dass der
Arbeitnehmer den Beitragserstattungsanspruch zum Ende des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses an den Arbeitgeber abtritt. Mit Bescheid vom 16.
Januar 2003 lehnte die Beklagte die Beitragserstattung erneut ab. Zur
BegrÃ¼ndung hieÃ� es, BeitrÃ¤ge wÃ¼rden erstattet, sofern keine
Versicherungspflicht bestehe, seit dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 24
Kalendermonate abgelaufen seien, nicht erneut Versicherungspflicht eingetreten sei
und kein Recht zur freiwilligen Versicherung bestehe. Die
Erstattungsvoraussetzungen seien vorliegend nicht erfÃ¼llt, weil das Recht zur
freiwilligen Versicherung in der deutschen Rentenversicherung bestehe. Der
KlÃ¤ger habe mehr als 60 Monate deutsche Versicherungszeiten zurÃ¼ckgelegt.
Japanische StaatsangehÃ¶rige, die fÃ¼r 60 oder mehr Monate BeitrÃ¤ge zur
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deutschen Rentenversicherung geleistet hÃ¤tten und nach Beendigung ihrer
BeschÃ¤ftigung nach Japan zurÃ¼ckgekehrt seien, kÃ¶nnten sich die BeitrÃ¤ge nur
erstatten lassen, wenn unter anderem die Wartefrist von 24 Kalendermonaten seit
dem Ausscheiden aus der deutschen Versicherungspflicht bereits vor dem
Inkrafttreten des DJSVA am 1. Februar 2000 abgelaufen sei. Dies sei hier nicht der
Fall, da die Wartefrist erst im Jahr 2001 abgelaufen sei.

In seinem Widerspruch machte der KlÃ¤ger geltend, der Fall wurzele noch im alten
Recht, weil das VersicherungsverhÃ¤ltnis fÃ¼r die Zeit vom 1. Juli 1994 bis zum 15.
Dezember 1999 bestanden habe. Zum Stichtag des Abkommens am 1. Februar
2000 sei also nur noch abzuwarten gewesen, bis die 24 Kalendermonate Wartezeit
verstrichen waren, um die Erstattung zu erhalten. Ã�berdies seien durch Bescheid
vom 17. MÃ¤rz 1987 fÃ¼r die Zeit vom 1. August 1977 bis zum 26. Januar 1984
bereits BeitrÃ¤ge erstattet worden. Aus GrÃ¼nden des Vertrauensschutzes sei die
Beklagte daran gebunden, dass der Sachverhalt bzw. das VersicherungsverhÃ¤ltnis
bereits vor Inkrafttreten des DJSVA abgeschlossen gewesen sei. Der Widerspruch
blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 23. Februar 2004).

Mit seiner Klage vor dem Sozialgericht Berlin hat der KlÃ¤ger sein Begehren aus
dem Verwaltungsverfahren weiter verfolgt. Die Beklagte hat zur StÃ¼tzung ihres
Standpunktes auf Urteile des LSG Berlin vom 29. Juni 2001 (L 1 RA 30/00) und vom
29. August 2001 (L 17 RA 65/00) verwiesen. Mit Gerichtbescheid vom 13. Mai 2005
hat das Sozialgericht Berlin die Klage abgewiesen. Zwar seien bei Antragstellung im
Jahr 2003 mehr als 24 Kalendermonate seit dem Ausscheiden aus der
Versicherungspflicht abgelaufen und es sei auch â�� soweit ersichtlich â�� keine
erneute Versicherungspflicht eingetreten. Der KlÃ¤ger sei jedoch zur freiwilligen
Versicherung berechtigt. Dieses Recht ergebe sich unter BerÃ¼cksichtigung seiner
mehr als 60 Monate umfassenden Beitragszahlungen aus Nr. 6 c des Protokolls zum
DJSVA, welches am 1. Februar 2000 in Kraft getreten sei. GrÃ¼nde, die gegen eine
Anwendung des Sozialversicherungsabkommens sprÃ¤chen, seien nicht ersichtlich.
Insbesondere greife das Sozialversicherungsabkommen nicht rÃ¼ckwirkend in eine
vom KlÃ¤ger bereits erworbene Rechtsposition ein, denn bei Inkrafttreten des
Abkommens sei ein Erstattungsanspruch mangels Ablauf der 24montigen Wartefrist
noch Ã¼berhaupt nicht entstanden. Im Ã�brigen stehe dem Wegfall des Anspruchs
auf Beitragserstattung die MÃ¶glichkeit zum freiwilligen Ausbau der bereits
erworbenen VersicherungsansprÃ¼che gegenÃ¼ber.

Gegen diesen, am 30. Mai 2005 zugestellten, Gerichtsbescheid richtet sich die am
29. Juni 2005 eingegangene Berufung. Der KlÃ¤ger macht geltend, zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des DJSVA habe der Beitragserstattungsanspruch bereits dem
Grunde nach bestanden, jedoch unter der aufschiebenden Bedingung des Ablaufs
der Frist von 24 Monaten. Nach Ablauf dieser Frist im Jahre 2001 habe der
Beitragserstattung nichts mehr im Wege gestanden. Wollte man den
Beitragserstattungsanspruch dem Grunde nach nicht anerkennen, so habe
jedenfalls eine eigentumsgeschÃ¼tzte Anwartschaft in vorbezeichnetem Sinne
bestanden. Daran habe auch das Sozialversicherungsabkommen nichts Ã¤ndern
kÃ¶nnen, denn dieses erfasse nur Sachverhalte, die sich ab dem 1. Februar 2000
ereigneten. Zu diesem Zeitpunkt habe das ArbeitsverhÃ¤ltnis bereits nicht mehr
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bestanden. Auch fehle es an einer Ã�bergangsvorschrift, auf welche sich die
Beklagte berufen kÃ¶nne. Das Bundessozialgericht habe diese Grundsatzfrage
offenbar noch nicht entschieden. Auch im Sozialversicherungsrecht mÃ¼sse es
mÃ¶glich sein, dass sich die Betroffenen auf die Rechtslage einstellten, welche in
diesem Falle Vertrauensschutz begrÃ¼nde. In zahlreichen FÃ¤llen seien die
Versicherten bei gleich gelagerter Problematik darauf verwiesen worden, den Ablauf
der 24-Monatsfrist abzuwarten. Dann aber bei abgelaufener Frist eine
GesetzesÃ¤nderung einzuwenden, kÃ¶nne nicht hingenommen werden.
BerÃ¼cksichtigt werden mÃ¼sse auch, dass die Betroffenen ohne Not in das
deutsche Sozialversicherungssystem zwangsverpflichtet wÃ¼rden, was der Natur
nach eine Doppelversicherung bedeute, weil sie grundsÃ¤tzlich auch in Japan
versichert seien.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 13. Mai 2005 aufzuheben und
die Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 16. Januar 2003 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23. Februar 2004 zu verurteilen, ihm die
Arbeitnehmeranteile an den BeitrÃ¤gen zur gesetzlichen Rentenversicherung fÃ¼r
die Zeit vom 1. Juli 1994 bis zum 15. Dezember 1999 zu erstatten.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zum Ã¼brigen Sach- und Streitstand wird auf die Gerichtsakte und die den KlÃ¤ger
betreffenden Verwaltungsakten verwiesen

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, hat aber in der Sache
selbst keinen Erfolg. Der angefochtene Bescheid vom 16. Januar 2003 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23. Februar 2004 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

Der KlÃ¤ger ist klagebefugt. Zwar hat er durch den Abtretungsvertrag vom 15.
Dezember 1999 den Anspruch auf Erstattung des Arbeitnehmeranteils am Beitrag
zur gesetzlichen Rentenversicherung an seinen Arbeitgeber abgetreten. Dieser
Vertrag ist jedoch schwebend unwirksam, denn die Abtretung einer einmaligen
Geldleistung (wie z.B. des Anspruchs auf Beitragserstattung) ist nur unter den
Voraussetzungen des Â§ 53 Abs. 2 Erstes Sozialgesetzbuch (SGB I) wirksam. Die
Beklagte hÃ¤tte hier als zustÃ¤ndiger LeistungstrÃ¤ger erst feststellen mÃ¼ssen,
dass die Ã�bertragung im wohlverstandenen Interesse des KlÃ¤gers liegt (Â§ 53
Abs. 2 Nr. 2 SGB I; vgl. BSG SozR 3-1200 Â§ 53 Nr. 6). Eine solche Entscheidung hat
sie nicht getroffen, so dass lediglich der KlÃ¤ger Inhaber des geltend gemachten
Anspruchs sein kann.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf Beitragserstattung. Nach Â§ 210 Abs. 1 Nr. 1
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und Abs. 2 SGB VI werden Versicherten, die nicht versicherungspflichtig sind und
die nicht das Recht zur freiwilligen Versicherung haben, auf Antrag BeitrÃ¤ge
erstattet, wenn seit dem Ausscheiden aus der Versicherungspflicht 24
Kalendermonate abgelaufen sind und nicht erneut Versicherungspflicht eingetreten
ist. Bei Vereinbarung eines Nettoarbeitsentgeltes â�� wie im vorliegenden Fall â��
wird nach Abs. 3 der vom Arbeitgeber getragene Beitragsanteil des Arbeitnehmers
erstattet.

Zwar war der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 1. Juli 1994 bis zum 15. Dezember 1999 in
der Bundesrepublik versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Es wurden laut Auszug aus
dem bei der Beklagten gefÃ¼hrten Konto auch BeitrÃ¤ge entrichtet. Der KlÃ¤ger ist
nach Japan zurÃ¼ckgekehrt und es ist nach Lage der Akten auch nicht zu einer
erneuten Versicherungspflicht gekommen. SchlieÃ�lich war zum Zeitpunkt des
Antrages am 8. Januar 2003 auch die Wartefrist von 24 Kalendermonaten
abgelaufen (nach Â§ 26 Abs. 1 Zehntes Sozialgesetzbuch (SGB X) i. V. m. Â§Â§ 187
Abs. 1, 188 Abs. 2 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) endete die Wartefrist am 31.
Dezember 2001).

Zu diesem Zeitpunkt bestand fÃ¼r den KlÃ¤ger jedoch die Berechtigung zur
freiwilligen Versicherung in der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung nach
Nr. 6 c des Protokolls zum DJSVA.

Der KlÃ¤ger irrt, wenn er meint, ein Anspruch auf Beitragserstattung sei bereits mit
Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses entstanden unter der
aufschiebenden Bedingung des Ablaufs der Wartefrist. Â§ 210 Abs. 2 SGB VI ist
keine bloÃ�e Regelung Ã¼ber die FÃ¤lligkeit des Erstattungsanspruchs. Der
Anspruch auf Beitragserstattung entsteht nur dann im Zeitpunkt der Antragstellung,
wenn zu diesem Zeitpunkt auch die Ã¼brigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch
erfÃ¼llt sind (vgl. BSG Urteil vom 16. Dezember 1975 â�� 11 RA 200/74 â�� in SozR
2200 Â§ 1303 Nr. 4). MaÃ�geblich fÃ¼r das Bestehen oder Nichtbestehen der
Berechtigung zur freiwilligen Versicherung sind danach nicht die VerhÃ¤ltnisse zum
Zeitpunkt der Beendigung der Versicherungspflicht, sondern allein zum Zeitpunkt
des Antrags, denn erst zu diesem Zeitpunkt kann der Erstattungsanspruch
entstehen (vgl. BSG a. a. O.). Die Regelung des Â§ 210 Abs. 2 SGB VI enthÃ¤lt
gegenÃ¼ber der Regelung in Â§Â§ 82 AVG und 1303 Reichsversicherungsordnung
(RVO), zu welcher das BSG in o. g. Urteil entschieden hat, auch keine inhaltliche,
sondern lediglich eine redaktionelle Ã�nderung (vgl. LSG Berlin Urteile vom 29. Juni
2001 â�� L 1 RA 30/00 â�� und 29. August 2001 â�� L 17 RA 65/00 â��).

Ein VerstoÃ� gegen Art. 14 des Grundgesetzes (GG) liegt nicht vor. Der Anspruch
auf Beitragserstattung dient nicht der Existenzsicherung und erfÃ¼llt damit nicht
die Voraussetzungen, unter denen subjektiv-Ã¶ffentliche vermÃ¶genswerte Rechte
Eigentumsschutz erlangen kÃ¶nnen (vgl. BSG Urteil vom 29. Juni 2000 â�� B 4 RA
57/98 R -, SozR 3-2600 Â§ 210 Nr. 2 unter D 1 m. w. N.). DarÃ¼ber hinaus liegt hier
auch kein Eingriff des deutschen Gesetzgebers vor, weil es sich bei dem DJSVA nicht
um ein Gesetz, sondern einen bilateralen Vertrag handelt.

Auf Vertrauensschutz kann sich der KlÃ¤ger ebenfalls nicht berufen. Zwar ist ihm
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mit Bescheid vom 17. MÃ¤rz 1987 bereits einmal Beitragserstattung bezÃ¼glich
eines anderen Zeitraumes gewÃ¤hrt worden. Dies reicht als AnknÃ¼pfungspunkt
fÃ¼r einen Vertrauenstatbestand jedoch nicht aus. Denn dem KlÃ¤ger musste klar
sein, dass er den Anspruch auf Beitragserstattung â�� wie schon 1987 â�� nicht vor
Ablauf der gesetzlichen Wartefrist (hier: nicht vor Januar 2002) wÃ¼rde
verwirklichen kÃ¶nnen. Allein aufgrund der Tatsache, dass bei Beendigung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses wie schon 1987 noch keine MÃ¶glichkeit der
freiwilligen Versicherung bestand, hatte er kein rechtlich geschÃ¼tztes Vertrauen
darauf erworben, dass es nach Ablauf der Frist wirklich zu einer Erstattung kommen
wÃ¼rde. Vertrauen hÃ¤tte allenfalls darauf entstehen kÃ¶nnen, dass es bei der
Erstattung bleibt, solange er keinen Zugang zur freiwilligen Versicherung in der
deutschen Rentenversicherung hat. Die Erstattung stellt nÃ¤mlich eine
BilligkeitsentschÃ¤digung dafÃ¼r dar, dass der KlÃ¤ger wegen der UnmÃ¶glichkeit
der weiteren freiwilligen Versicherung seine BeitrÃ¤ge subjektiv "umsonst" geleistet
hat (vgl. BSG a. a. O.). Beseitigt der Gesetzgeber aber den Grund fÃ¼r die
EntschÃ¤digung (=Beitragserstattung) und erÃ¶ffnet den Weg in die freiwillige
Versicherung, gibt es keinen rechtlichen Grund fÃ¼r ein Vertrauen darauf, dass es
der Gesetzgeber dennoch bei dem Erstattungsanspruch belÃ¤sst (vgl. das Urteil des
LSG Berlin vom 30. Juli 2004 â�� L 16 RA 168/03 -).

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, die vom DJSVA betroffenen japanischen
StaatsangehÃ¶rigen wÃ¼rden ohne Not zu einer Doppelversicherung
zwangsverpflichtet, so Ã¤ndert dies nichts daran, dass er aufgrund des DJSVA seit
Februar 2000 in der deutschen Rentenversicherung zur freiwilligen Versicherung
berechtigt ist und daher keinen Beitragserstattungsanspruch hat. Das Recht zur
freiwilligen Versicherung ist dem KlÃ¤ger aufgrund eines bilateralen Abkommens, d.
h. unter Mitwirkung des japanischen Staates, eingerÃ¤umt worden. Keineswegs
zwingt ihn also der deutsche Gesetzgeber in eine Doppelversicherung. Nochmals ist
darauf hinzuweisen, dass die Beitragserstattung nicht der Regelfall in der deutschen
gesetzlichen Rentenversicherung ist. RegelmÃ¤Ã�ig dient die Beitragsentrichtung
â�� unabhÃ¤ngig von der MÃ¶glichkeit einer Doppelversicherung â�� dazu, einen
Leistungsanspruch aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu begrÃ¼nden. Ist
dies â�� wie hier â�� gewÃ¤hrleistet, kann eine Erstattung nicht erfolgen.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Sozialgerichtsgesetz (SGG).

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen entgegen
der Ansicht des KlÃ¤gers nicht vor, denn der Senat folgt der Rechtsprechung des
BSG zur hier streitigen Frage.

Erstellt am: 24.07.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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